
ist, deren Grundlage Gleichberechtigung, gegenseitige 
Liebe und Achtung bilden. Damit sind die ausschlag­
gebenden Faktoren des neuen Charakters der Ehe und 
der sozialistischen Moral klargestellt. Die sozialistische 
Moral verlangt von beiden Ehepartnern unverbrüch­
liche Treue auch in geschlechtlicher Hinsicht und ver­
urteilt jedes leichtfertige Verhalten in der Ehe.

Der mehrfach durchgeführte Beischlaf zwischen den 
Angeklagten widerspricht, wie auch die Verteidigung 
richtig ausgeführt hat, den moralischen Anschauungen 
der Werktätigen. Der Verteidigung ist auch darin zu 
folgen, daß Handlungen, obwohl moralisch-politisch 
verwerflich, erst dann strafbar sind, wenn bestimmte 
wichtige' Umstände hinzutreten, die die Strafbarkeit be­
gründen. Diese wichtigen Umstände können im vor­
liegenden Fall jedoch nicht, wie die Staatsanwaltschaft 
annimmt, darin gesehen werden, daß die Angeklagten 
als Verschwägerte auf- und absteigender Linie den 
Geschlechtsverkehr durchführten. Die Staatsanwalt­
schaft zieht aus der Tatsache der Schwägerschaft den 
Schluß, daß die Angeklagten gern. § 173 Abs. 2 StGB 
trotz des Wegfalls des Eheverbots zwischen Verschwä­
gerten bestraft werden müßten. Dieser Auffassung kann 
sich der Senat nicht anschließen. Der Staatsanwaltschaft 
ist lediglich insoweit zu folgen, daß durch die gesetz­
liche Bestimmung des § 173 StGB nicht die Eheverbote 
geschützt werden, wie die Verteidigung meint. § 173 
StGB dient vielmehr dem Schutz der Familie, der Siche­
rung der gesellschaftlichen Verhältnisse, die die all­
seitige Entwicklung und Reinerhaltung gewährleisten. 
Die Ehe als kleinstes Kollektiv unserer Gesellschafts­
ordnung soll durch diese Vorschrift vor zersetzenden 
Einflüssen, hervorgerufen durdi geschlechtliche Be­
ziehungen einzelner Familienmitglieder, geschützt wer­
den. Dieser Schutz des § 173 StGB kann jedoch nur in­
soweit Anwendung finden, als Blutsbeziehungen vor­
liegen, nicht aber, wenn lediglich Schwägerschaft bej 
steht. Die durch die Ehe begründete Schwägerschaft hat 
nicht zur Folge, daß dadurch engste, auf Verwandtschaft 
beruhende Familienbeziehungen begründet werden.

Unrichtig ist auch die Auffassung der Staatsanwalt­
schaft, daß § 173 Abs. 2 StGB trotz des Wegfalls des 
Eheverbots für Verschwägerte weiterhin Anwendung 
finden müsse. Die Ansicht der Staatsanwaltschaft, daß 
durch die EheVO kein bestehendes Gesetz aufgehoben 
werden könne, ist abwegig. Aus der EheVO ergibt sich 
vielmehr, daß Abs. 2 des § 173 StGB, wie auch aus der 
Anmerkung in der StGB-Textausgabe des Ministeriums 
der Justiz von 1956 hervorgeht, gegenstandslos ge­
worden ist, soweit es sich um Verschwägerte handelt.

§§ 350, 351, 136, 246 StGB.

Amtsunterschlagungen und Siegelbrüche von Post­
angestellten, die mit der Zustellung von Post aus dem 
Ausland betraut sind, schmälern nicht nur das An­
sehen der Deutschen Post, sondern auch das unseres 
Staates. Dies ist bei der Strafzumessung zu berück­
sichtigen.

KrG Rostock (Stadtbez. Warnemünde), Urt. vom
5. Juli 1956 - 4 Ds 47/56.

Der Angeklagte war Im Bahnhofsdienst und als Paket­
zusteller auf dem Postamt Warnemünde tätig. Er hat dort 
laufend aus dem Ausland kommende Pakete entweder ge­
öffnet und sich teilweise den Inhalt angeeigne* oder ver­
schlossene Pakete vollständig genommen. Zum Teil nahm er 
die Pakete aus verplombten Postsäcken, deren Plomben er 
aufgebrochen hatte. Die zu den Paketen gehörigen Paketkar­
ten vernichtete er. Auch Pakete, die er zustellen mußte, eig­
nete er sich an. Er brachte sie in seine Wohnung statt zu 
den Empfängern. Die Empfangsquittungen fälschte er. In den 
Registern der Post machte er über die Zustellung falsche oder 
gar keine Vermerke.

Aus den G r ü n d e n :
In der Hauptverhandlung wurde festgestellt, daß sich 

der Angeklagte in der Hauptsache an Paketen ver­
griffen hat, die entweder vom Ausland in die DDR 
gekommen sind oder von hier aus ins Ausland ab­
gesandt werden sollten.

Der Angeklagte hat zugegeben, bei seinem Dienst­
antritt auf die Pflichten eines staatlichen Angestellten 
hingewiesen worden zu sein. Er ist auch darüber be­

lehrt worden, daß eine Verletzung seiner Pflichten 
strenge Strafen nach sich ziehen kann. Alle diese Be­
lehrungen hat er in den Wind geschlagen und durch 
sein Vorgehen nicht nur einzelnen Bürgern Schaden 
zugefügt, sondern in noch viel größerem Maße der 
Deutschen Post.

Die Deutsche Post ist eine Einrichtung, die allen 
Bürgern zum Nutzen dient. Die Arbeit auf den Post­
ämtern verlangt vor allen Dingen Ehrlichkeit und 
Unbestechlichkeit der Angestellten. Durch die Unter­
schlagung von Auslandspaketen ist das Ansehen der 
Deutschen Post besonders geschädigt worden. Zwischen 
den einzelnen Staaten bestehen bestimmte Abmachun­
gen, und es wirft jeweils nicht nur auf die Post als 
Staatsorgan, sondern auf den gesamten Staat ein 
schlechtes Licht, wenn Auslandssendungen ihr Ziel 
nicht erreichen. Gerade in der augenblicklichen außen­
politischen Situation fallen solche Handlungen wie die 
des Angeklagten besonders ins Gewicht. Es wird nicht 
nur das Vertrauen zu Angestellten der Deutschen Post, 
sondern auch zu der Deutschen Post als Staatsorgan 
und damit zur DDR geschmälert.

Als Angestellter im Bahnhofsdienst und als Paket­
zusteller ist der Angeklagte als Beamter im Sinne 
unserer gesetzlichen Bestimmungen zu bezeichnen. Er 
hatte eine gewisse Selbständigkeit und eine besondere 
Verantwortlichkeit. Er hat sich Pakete und Päckchen, 
die er in amtlicher Eigenschaft übernahm und bis zur 
Weitersendung in Gewahrsam hatte, rechtswidrig an­
geeignet. In den Fällen, in denen er sich Pakete an­
eignete, hat er gleichzeitig die zur Kontrolle der Pakete 
dienenden Paketkarten vernichtet, also unterdrückt. In 
anderen Fällen, in denen er als Paketzusteller tätig 
wurde, hat er die Paketzustellungsliste, die als Kon- 
trollbeleg für die Post wichtig ist, durch falsche Ein­
tragungen unrichtig geführt. Das gleiche gilt für die 
Fälle, wo er den Zustellungsvermerk überhaupt unter­
ließ. Der Angeklagte machte sich demnach insoweit 
nach den §§ 246, 350, 351 StGB schuldig.

Wie skrupellos der Angeklagte gewesen ist, zeigt sich 
auch darin, daß er nicht davor zurückschreckte, die 
bereits von anderen Arbeitskollegen angebrachten 
Siegel an den Postsäcken zu lösen. Wenn er auch zur 
Verplombung befugt war, so stand ihm nicht das Recht 
zu, angelegte Plomben grundlos aufzubrechen. In die­
sen Fällen machte er sich des fortgesetzten Siegelbruchs 
nach § 136 StGB schuldig.

Der Staatsanwalt beantragte für die fortgesetzten 
Amtsunterschlagungen und schweren Amtsunterschla­
gungen eine Zuchthausstrafe von 2% Jahren und für 
den fortgesetzten Siegelbruch eine Gefängnisstrafe von 
1 Jahr. Nach § 74 StGB stellte der Staatsanwalt einen 
Gesamtstrafantrag von 3 Jahren Zuchthaus.

Auf Grund des verwerflichen Vorgehens und auf 
Grund des hohen materiellen und ideellen Schadens sah 
das Gericht keine Veranlassung, von diesem Antrag 
abzuweichen. Wenn auch in der Hauptverhandlung 
festgestellt wurde, daß die Kontrolle auf dem Postamt 
in W. ungenügend durchgeführt worden ist, so kann 
dieser Umstand den Angeklagten nicht seiner vollen 
Verantwortung entheben.

An unsere Leser!
Es wird darauf hingewiesen, daß Einzelhefte 

aus abgelaufenen Bezugszeiten nur beim zustän­
digen Postzeitungsvertrieb bestellt werden 
können.

Direkte Lieferungen an den Besteller werden 
weder durch den Verlag noch durch die Redak­
tion ausgeführt.
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